
Am 1. Mai 2017 nahm die Polizei
über 100 Neonazis, die in Apolda
randaliert hatten, vorübergehend
fest. Zu den Ermittlungen gibt es
nun neue Erkenntnisse. Dazu Katha-
rina König-Preuss, Sprecherin für
Antifaschismus der Fraktion DIE
LINKE:

„Auf der Rückfahrt von einer Neona-
zi-Versammlung in Halle hatte sich eine
bis zu 350 Personen starke Gruppe in
Merseburg geteilt. 200 bis 250 Neona-
zis verließen den Bahnhof sowie ein
kompletter Einsatzzug der Bundespoli-
zei, der zur Begleitung vorgesehen war.
100 Neonazis fuhren ohne Begleitung
der Bundespolizei nach Thüringen und
trafen sich am Apoldaer Bahnhof mit
weiteren per PKW Zugereisten, um eine
‚Spontandemonstration‘ durchzufüh-
ren, von der aus es erhebliche Angriffe
auf die dortigen Einsatzkräfte der Thü-
ringer Polizei gab. Von den über 100
Festgenommenen stammte die Hälfte
aus Thüringen, die andere Hälfte aus elf
weiteren Bundesländern. In den organi-
satorischen Ablauf eingebunden war
laut der Thüringer Landesregierung die
Neonazi-Gruppe ‚Antikapitalistisches
Kollektiv‘ (AAK).“

Das AAK hatte mt einem „hohen Ge-
waltpotential“ mobilisiert. Am 1. Mai
jubelte die Gruppierung, die sich den
„Autonomen Nationalisten“ zurechnet,
auf dem Kurznachrichtendienst Twitter
mit Phrasen, wie „Große militante
Spontandemonstration in Apolda. Poli-
zei hat Angst“, „Polizei wurde zurückge-

drängt und beworfen. Wir holen uns die
Straße zurück“, „Die Straße gehört uns!
Polizei hat Angst“ und „Völlige Eskalati-
on in #Apolda“.

Wie die Landesregierung auf eine An-
frage der LINKE-Abgeordneten nun mit-
teilte (http://www.die-linke-thl.de/file-
admin/lv/dokumente/presse/sonsti-
ges/DRS64184_1Mai_Apolda.pdf),
wurden von den Neonazis drei Fahrzeu-
ge der Thüringer Polizei beschädigt. Ein
Funkstreifenwagen wurde „massiv mit
Steinen und Flaschen beworfen“,  auch
die Doppelglasscheibe eines Versiche-
rungsgebäudes wurde beschädigt. 

Wo das AKK auftritt, besteht
erhöhtes Gewaltpotential

„Dass über 100 gewaltbereite Neo-
nazis unbegleitet eine Stunde lang von
Sachsen-Anhalt nach Thüringen mit
dem Zug reisen,  ist schon ein Sicher-
heitsrisiko und schwer nachvollziehbar.
Ich bin froh, dass die Landespolizei dar-
aufhin vorsorglich an mehrere Bahnhö-
fe Beamte entsandte und nach dem
Ausstieg der Neonazis am Bahnhof
Apolda zügig weitere Kräfte alarmierte,
um so letztendlich einen Großteil der
150 Randalierer dingfest zu machen“,
so Katharina König-Preuss. 

Von den 103 wegen Landfriedens-
bruchs vorläufig Festgenommenen
stammten 55 aus Thüringen, 16 aus
Hessen, 9 aus Baden-Württemberg, 6
aus Rheinland-Pfalz. Weitere 17 verteil-
ten sich auf Berlin, Brandenburg, Nie-
dersachsen, Bayern, NRW, Sachsen,

Sachsen-Anhalt und Schleswig-Hol-
stein. Wie die Landesregierung mitteil-
te, werden die 55 Thüringer Tatver-
dächtigen den zwölf folgenden extrem
rechten Gruppierungen zugeordnet:
„Antikapitalistisches Kollektiv“ (AKK),
„Kollektiv56“, „Aktionsgruppe Weima-
rer Land", „Pro Ohrdruf", „Nationale Ju-
gend Gotha", „Division Gotha", „Natio-
naler Aufbau Eisenach“ (Zusammen-
schluss von „Nationale Jugend Eisen-
ach-Wartburgkreis" und „Jugend-offen-
sive Wartburgkreis"), „Garde 20",
„Kommando EKSV", „Sturm 29 -
NaHoo", „Werwölfe Thüringen" und „Di-
vision Braune Wölfe".

„Die Landesregierung gibt Hinweise
für Gefahrenprognosen. Dort, wo das
AKK auftrete, könne von einem erhöh-
ten Gewaltpotential ausgegangen wer-
den. Dem Thüringer Ableger der AKK,
dem Kollektiv 56 im Großraum Erfurt,
werden mehrere gewalttätige Aktionen
zugerechnet, darunter eine Körperver-
letzung in einem Erfurter Schnellim-
biss, das Eindringen in die Erfurter En-
gelsburg, zerstörte Scheiben am Bahn-
hof Vieselbach und der Überfall auf das
Alternative Jugendzentrum (AJZ) in Er-
furt am 5. Mai 2016. Angesichts des
Gewaltpotentials der Gruppe und vor
dem Hintergrund des neuerlichen
Übergriffs von Neonazis auf das Erfur-
ter AJZ, bei dem mindestens ein Täter
vom ersten Überfall wiedererkannt
wurde, hoffen wir, dass die Sicherheits-
behörden das AKK noch stärker in den
Blick nehmen, um Straftaten konse-
quent zu verfolgen.“                            

Null', die Steigerung der Rüstungsaus-
gaben und das Wohlwollen der Mobil-
funkbetreiber wichtiger als die Schlie-
ßung von Funklöchern. Statt Funkloch-
melder zu spielen, sollte Mike Mohring
seine CDU zum Handeln bringen.“

Zudem unterstütze die Landesregie-
rung gerade im Breitbandausbau mas-
siv die Kommunen, ergänzte Katharina
König-Preuss: „Die Thüringer Kommu-
nen haben 175 Millionen Euro Bundes-
förderung im vergangenen Jahr bean-
tragt. Die Landesregierung hat zugesi-
chert, den kommunalen Eigenanteil für
diese Förderprogramme zu überneh-
men. Mit den dadurch angeschobenen
450 Millionen Euro Investitionen wird
nach Einschätzung des Wirtschaftsmi-
nisteriums eine flächendeckende Breit-
bandversorgung in Thüringen gewähr-
leistet werden können.“

on den Interessen des Marktes und der
privaten Gewinnlogik untergeordnet.
Die daraus resultierenden Fehlentwick-
lungen im Ausbau werden mit immer
mehr staatlichen  Milliarden für das
Schließen von Wirtschaftlichkeitslük-
ken gefüllt.“

Ralph Lenkert betonte, dass eine flä-
chendeckende Versorgung mit Tele-
kommunikationsdiensten gemäß
Grundgesetz eine eindeutige Zustän-
digkeit des Bundes ist, die dieser an
private Dienstleister übertragen habe.
„Der Spielraum der Länder ist beim
Mobilfunk marginal. Um eine bessere
Abdeckung mit Mobilfunk und Breit-
band in den ländlichen Räumen zu er-
reichen, hat DIE LINKE im Bundestag
mehr Haushaltsmittel und strenge Vor-
gaben für Mobilfunkanbieter gefordert.
Leider waren der CDU die 'schwarze

Die CDU vermeldete jetzt den
Start ihrer neuen Webseite „funk-
lochmelder.de“ und forderte mehr
staatliches Engagement, um Funk-
löcher zu reduzieren und den Breit-
bandausbau voranzutreiben. 

Katharina König-Preuss, netzpoliti-
sche Sprecherin der Linksfraktion im
Thüringer Landtag, und Ralph Len-
kert, technologiepolitischer Sprecher
der LINKEN im Bundestag, begrüßen,
dass die CDU erkennt, dass der
Markt nicht in der Lage ist, die Be-
dürfnisse der  Bürger nach Breitband-
versorgung und Mobilfunk mit den
Profitzielen unter einen Hut zu brin-
gen: „Mike Mohring geht mit seiner
CDU scheinheilig gegen Missstände
an, denn mit der Entscheidung der
Union 1994, die Bundespost zu priva-
tisieren, wurde die Telekommunikati-

Detaillierte Auskunft 
der Landesregierung

Scheinheiliger „Funklochmelder“ Mike Mohring 

Wie eine Analyse der Regionaldi-
rektion der Bundesagentur für Ar-
beit zeigt, waren in Thüringen zum
30. Juni 2016 rund 37.300 Perso-
nen im Bereich Erziehung, Sozialar-
beit und Heilerziehungspflege tätig.

Darunter befanden sich rund
23.000 Personen in Einrichtungen
mit Kindertagesbetreuung und -er-
ziehung. Interessanter Fakt ist die
Tasache, dass in 2016 davon
17.000 Beschäftigte in Teilzeit und
6.400 Vollzeit tätig waren. Da-
mit hat Thüringen neben Sach-
sen (79,1 Prozent) und Sachsen-An-
halt (74,8 Prozent) den höchsten
Teilzeitanteil im Vergleich aller Bun-
desländer. 53,2 Prozent der gemel-
deten Stellenangebote in 2016 wa-
ren reine Teilzeitstellen, dieser An-
teil hat sich um drei Prozent erhöht. 

Dabei ist unklar, inwieweit der ho-
he Anteil von Teilzeitkräften auf die
zunehmend flexibleren Betreuungs-
zeiten in Kindertageseinrichtungen
zurückgeht oder aber die Wünsche
der Beschäftigten nach Teilzeitar-
beitsverhältnissen abbildet. Meine
Erfahrungen aus vielen Gesprächen
mit Beschäftigten besagen, dass
Teilzeit zwar gut ist, aber angesichts
des niedrigen Verdienstes gerade
von jungen Frauen und Männern ab-
gelehnt wird. 

Erhellend ist in diesem Zusam-
menhang auch die Aussage in der
Analyse, dass im Bereich Kinderbe-
treuung in 2016 knapp 40 Prozent
der Beschäftigten älter als 50 Jahre
(9.069 Personen) und weniger  als
sechs Prozent (1.321 Personen) un-
ter 25 Jahre alt waren. Zwar ist etwa
die Hälfte zwischen 25 und unter 50
Jahren alt, aber wenn kein entschie-
dener Verjüngungsprozess eintritt,
wird sich der Anteil der Älteren wei-
ter erhöhen. Da stellt sich die Frage,
wie attraktiv der Erzieherberuf für
junge Frauen und Männer ist. 

Man muss sich nicht wundern,
dass viele junge Menschen abwan-
dern und zahlreiche Erzieherstellen
in Thüringen vakant sind, übrigens
ansteigend. Der Gehaltsunterschied
in Vollzeit beträgt im Vergleich zu
Bayern laut Studie fast 168 Euro, zu
Hessen 357 Euro, zu Niedersach-
sen 179 Euro. Der Anteil der Teil-
zeitbeschäftigten liegt zudem in
Bayern und in Hessen unter 60 Pro-
zent. Die Forderung kann nur lau-
ten, tarifgerechte Entlohnung. 

Da ist  noch viel zu tun, um bei
steigender Kinderzahl eine qualita-
tiv gute Betreuung in den Kinderta-
gesstätten, die sich immer mehr zu
Bildungs- und Familienzentren ent-
wickeln sollten, zu erreichen. 

Teilzeitarbeit in Kitas

von Ina Leukefeld
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Einwanderungskonzept: 
CDU mit Schaum vorm Mund

Gemeinsam mit der „Brennes-
sel“, dem Erfurter Zentrum gegen
Gewalt an Frauen, veranstaltet die
Fraktion DIE LINKE anlässlich des
150. Geburtstages von Käthe Koll-
witz eine szenische Collage. 

Die Veranstaltung, für die die
Gleichstellungspolitikerin der
Linksfraktion, Karola Stange, ein
hohes öffentliches Interesse
wünscht, findet am Freitag, den 11.
August, in der Zeit von 18 bis ca.
20 Uhr im Haus Dacheröden in Er-
furt statt. Sie trägt den Titel „Es fiel
ein Schuss in Sarajewo“. In Aus-
schnitten vermittelt die Autorin und
Schauspielerin Lore Seichter-Mu-
ráth den Werdegang der weltbe-
rühmten Bildhauerin und Zeichne-
rin. Aus Tagebuchaufzeichnungen,
poetischen Textpassagen, a capella
gesungenen Liedern, Werkbe-
schreibungen und Gedichten webt
sie einen faszinierenden Span-
nungsbogen bis hin zum auch für
die Künstlerin schicksalhaften Be-
ginn des Ersten Weltkrieges.          

KURZ UND PRÄGNANT

PARLAMENTSREPORT6 UNZ-15-2017

Bundesrepublik längst ein Einwande-
rungsland ist. Ein Einwanderungsland,
das Zuwanderung braucht und immer
schon von Zuwanderung profitiert hat.
Das allerdings politisch und admini-
strativ auf diese Situation immer noch
nicht eingestellt ist. Mit dem Einwan-
derungskonzept werde weder, wie von
Herrgott beschworen, der Sozialstaat
abgeschafft, noch andere Errungen-

Nachdem Susanne Hennig-Well-
sow in der Thüringischen Landes-
zeitung (v. 27.7.) das von den sechs
LINKE-Fraktionschefs der ostdeut-
schen Landtage vorgelegte Diskus-
sionspapier für ein Flüchtlings- und
Einwanderungsgesetz vorgestellt
hatte, reagierte  der migrations-
und integrationspolitische Spre-
cher der CDU-Landtagsfraktion,
Christian Herrgott, mit den Worten:
„Was Politiker der LINKEN hier vor-
legen, ist nichts anderes als ein Pro-
gramm zur Demontage der Bundes-
republik Deutschland, wie wir sie
kennen.“ 

Nach Ansicht Herrgotts würde die
vorgeschlagene Migrations- und Inte-
grationspolitik „einen nie gekannten
Zuwanderungsstrom auslösen, in weni-
gen Jahren zu einer durchgreifenden
Veränderung des deutschen Staats-
volks führen und die derzeitigen Steu-
er- und Sozialabgabenzahler partiell
enteignen. Unser Land mit all seinen
Errungenschaften, für die unsere Men-
schen hart gearbeitet haben, würde
damit abgeschafft“, sagte er. 

Dazu erklärte Sabine Berninger,
Sprecherin der Linksfraktion für Migra-
tionspolitik: „Diese Reaktion sagt tat-
sächlich viel über den Charakter und
das politische (Sach-)Verständnis des

Szenische Collage zu
Käthe Kollwitz

Abgeordneten Herrgott aus. Vielleicht
hätte er das linke Einwanderungskon-
zept ein zweites Mal und ohne den
sprichwörtlichen Schaum vor dem
Mund lesen und sich mit jemandem
beraten sollen, der sich damit aus-
kennt.“ 

Von einem migrations- und integrati-
onspolitischen Sprecher müsse man
eigentlich eine sachliche Auseinander-

Zur 6,2 Millionen Euro-Forde-
rungsklage des Generalunterneh-
mers der Multifunktionsarena Er-
furt gegen die Stadt begrüßte es
MdL Dieter Hausold, „dass Erfurt
ein klares Zeichen setzt und nur er-
brachte Leistungen statt Fehllei-
stungen finanzieren will. Die Bau-
verzögerungen sind nicht allein der
Stadt zuzuschreiben, die Einnah-
meverluste durch abgesagte Ver-
anstaltungen lasten jedoch voll auf
Stadt und Land. In zahlreichen Sit-
zungen hat sich auch der Wirt-
schaftsausschuss des Landtags
mit diesem Thema beschäftigt.
„Dabei war es äußerst unbefriedi-
gend, dass sich aufgrund mangeln-
der Bauausführung die Übergabe
der Arena an die Betreibergesell-
schaft immer wieder verzögerte.
Aus unserer Sicht ist es auch wich-
tig, dass dieser gesamte Prozess
analysiert wird, um künftige Projek-
te von Beginn an anders und bes-
ser zu konzipieren.“

DIE LINKE hatte vollkommen zu
Recht hinterfragt, ob Rot-Weiß Er-
furt in der Lage sein wird, die finan-
ziellen Forderungen im Nachgang
eines so umfassenden Umbaus zu
tragen. Unsere Skepsis hat hier lei-
der Bestätigung gefunden. Wir sind
jedoch froh, dass es immerhin von
der Multifunktionsarena als Kon-
gressstandort gute Nachrichten
gibt und die Auslastung deutlich
über den Erwartungen liegt. In die-
sem Sinne hoffen wir, dass sich
trotz des holprigen Starts die inve-
stierten Mittel mittelfristig für Er-
furt und Thüringen auszahlen wer-
den“, so Dieter Hausold.                  

Multi-Arena: Erfurt
setzt klares Zeichen

Wie ein integrationspolitischer Sprecher die soziale wie politische Inklusion verteufelt

Zu „Märchen-Brandner“ (AfD): Keine Diäten gepfändet
rechtliche Weg, sondern das Parla-
ment zuständig, das war der Knack-
punkt. Der juristische Streit ist noch
nicht beendet, da sich auf Frau König-
Preuss Antrag hin derzeit der Thürin-
ger Verfassungsgerichtshof mit der für
die weiteren parlamentarischen Debat-
ten bedeutsamen Materie befasst und
hierzu eine Entscheidung treffen wird.

Es ist falsch, wie Herr Brandner ver-
breitet, dass er Frau König-Preuss’ Diä-
ten habe pfänden lassen, er hat ledig-
lich einen Antrag gestellt. Richtig ist,
dass Katharina König-Preuss die bishe-
rigen Kosten des Verfahrens an den
AfD-Abgeordneten Brandner überwie-
sen hat. Allerdings nicht wie von ihm
behauptet, nach über einem Jahr des
Wartens, denn die Kostenfestsetzungs-
beschlüsse des Gerichts sind erst im
März und April 2017 zugestellt wor-
den. Brandner hatte im Juni eine Ge-
richtsvollzieherin beauftragt, ohne ein
einziges Mal Frau König-Preuss außer-
gerichtlich zur Zahlung aufzufordern.

Zum Hintergrund: Nach Paragraf 55
Abs. 1 der Thüringer Verfassung wer-
den Abgeordnete in ihren Äußerungen
geschützt. Nur dann, wenn verleumde-
rische Beleidigungen eintreten, könne
der Schutz entfallen. Die konkrete Be-
hauptung, dass Frau König-Preuss „Sa-
chen, Polizeiautos und Barrikaden an-
brennt“ hätte laut dem Vorsitzenden
Richter am OLG „keinen konkreten, ei-
ner Beweisaufnahme zugänglichen

Charakter“ für eine Tatsachenbehaup-
tung, da weitere Angaben wie das
„Wann, Wo, Wieviele und Wieso“ fehlen
würden. Es wäre daher nicht als Tatsa-
chenbehauptung, sondern als eine
„durch nichts belegte Verdachtsäuße-
rung“ einzustufen, die im Kontext der
„unflätigen“ Ausfälle Brandners zu se-
hen seien, so das Gericht. Im Ergebnis
bleibe dadurch die Indemnität aufrecht
und das Gericht nicht zuständig, son-
dern die Geschäftsordnung des Land-
tages. Weil gerade diese Argumentati-
on zu einer weiteren Verschärfung der
Debattenkultur im Thüringer Landtag
durch  falsche Tatsachenbehauptun-
gen und Beleidigungen durch die AfD
führen würde, die außerhalb des Land-
tages strafbar wären, hat Frau König-
Preuss eine Überprüfung durch das
Verfassungsgericht eingeleitet.

Welche praktische Relevanz die Klä-
rung in dem sich überschneidenden
Bereich von Parlaments-, Straf- und Zi-
vilrecht hat, beweist vor allem Herr
Brandner selbst: Er ist nicht nur der
einzige Abgeordnete in dieser Wahlpe-
riode, der wegen anhaltender Ord-
nungsrufe aufgrund von Beleidigungen
u.a. durch den Landtagspräsidenten
oder seine Vertreter aus einer Land-
tagssitzung rausgeworfen werden
musste, er hat es sogar zweimal ge-
schafft. Damit hat er sich unrühmlich
in der Geschichte des Thüringer Land-
tages verewigt.   

Zu den Äußerungen des AfD-Abge-
ordneten Stephan Brandner auf
Twitter „AfD-Abgeordneter #Brand-
ner lässt #Diäten von Linken-Abge-
ordneter #König pfänden“ und einer
ähnlich lautenden Pressemitteilung
teilte die Sprecherin der Fraktion
DIE LINKE im Thüringer Landtag,
Diana Glöckner, am 28. Juli mit:

Weder hat Stephan Brandner die
Diäten von Frau König-Preuss pfänden
lassen, noch stimmen andere Behaup-
tungen in seinem Beitrag. Katharina
König-Preuss hat sämtliche Kosten be-
zahlt. 

Hintergrund ist ein Rechtsstreit seit
2016,  in dem Brandner in einer Land-
tagssitzung wahrheitswidrig behauptet
hatte, Frau König-Preuss würde ‚Sa-
chen, Polizeiautos und Barrikaden an-
brennen‘. 

In erster Instanz hat das Landgericht
Erfurt unter Androhung von 250.000
Euro Geldstrafe oder bis zu sechs Mo-
naten Ordnungshaft Herrn Brandner
diese Äußerungen untersagt. In der
zweiten Instanz änderte das Oberlan-
desgericht Jena das Urteil aus  verfah-
rensrechtlichen Gründen ab, nicht aus
materiell-rechtlichen Gründen.  

Das Gericht hat ausdrücklich nicht
gesagt, dass Brandner diese Behaup-
tungen verbreiten darf. Um diese Äu-
ßerungen zu rügen, sei wegen der be-
sonderen Indemnität nicht der zivil-

setzung mit der Thematik erwarten
können, „nicht die Übernahme der Ent-
fremdungs-  oder ‚Umvolkungs‘-Retho-
rik der AfD oder das An-die-Wand-Ma-
len irgendwelcher Schreckensbilder
vom Untergang der Bundesrepublik",
so Sabine Berninger weiter. Auch die
CDU sollte endlich zur Kenntnis neh-
men, dass sich die Erde dreht und die

schaften der modernen Ge-
sellschaft.

„Wir wollen das Asylver-
fahren sozialer und fairer
gestalten -  und dazu gehört
selbstverständlich die Aner-
kenntnis von Fluchtgrün-
den. Es ist heuchlerisch,
ständig von Beseitigung der
Fluchtursachen zu tönen,
diese den geflüchteten
Menschen aber abzuspre-
chen. Zudem sollen Zuwan-
derer von vornherein an der
Gesellschaft teilhaben, also

auch durch die Möglichkeit der Er-
werbsarbeit die Gesellschaft mitge-
stalten. Wie ein integrationspolitischer
Sprecher einer christlich-demokrati-
schen Partei die soziale wie politische
Inklusion hier lebender Menschen ver-
teufeln kann, erschließt sich uns
nicht“, betonte Sabine Berninger.



In Thüringen werden wieder Lehrer
verbeamtet. Dies betrifft sowohl die
jetzt zum Schuljahr neu eingestellten
Lehrkräfte als auch bereits beim
Land beschäftigte Lehrer, die bei ei-
ner späteren Verbeamtung die Al-
tersgrenze überschreiten würden.
Die Verbeamtung ist eingebettet in
ein Bündel an Maßnahmen der rot-
rot-grünen Landesregierung, um das
Bildungsland Thüringen zu stärken,
darunter die unbefristete Neueinstel-
lung von 3.000 Lehrkräften (2015 bis
2019), die Schaffung einer Vertre-
tungsreserve an den Horten und die
Erleichterung des Zugangs für Sei-
teneinsteiger. Rund 2.100 weitere
bereits beim Land tarifvertraglich be-
schäftigte Lehrer werden zum 1. Ok-
tober verbeamtet.

Der Thüringer Landtag tritt zu einer
Sondersitzung am Donnerstag, den
17. August, ab 10 Uhr zusammen.
Einberufung  erfolgte auf Antrag der
AfD-Fraktion gemäß  Artikel  57  Abs.
2  Satz  2  der  Landeserfassung  in
Verbindung mit Paragraf 19 Abs. 3
der Geschäftsordnung des Thüringer
Landtags. Erster Tagesordnungs-
punkt ist die Vereidigung des neuen
Ministers für Bildung, Jugend und
Sport, Helmut Holter (LINKE). Die
beiden folgenden Tagesordnungs-
punkte beruhen auf den Anträgen
der AfD-Fraktion, die sie nach den
Hamburger G20-Protesten einge-
reicht hatte. Sie tragen die Titel „Ter-
ror von links verhindern und verfol-
gen“ und „Politischer Gewalt ent-
schieden entgegentreten“.                

Die neue „Tourismusstrategie
Thüringen 2025“ fokussiert vor al-
lem auf die vier Themen Marketing,
wirtschaftliche Situation der Betrie-
be, Organisationsstrukturen und Di-
gitalisierung, sagte Thüringens
Wirtschaftsminister Wolfgang Tie-
fensee am 1. August bei der Vorstel-
lung des Papiers in der Erfurter
Staatskanzlei.

So wolle man im Bereich der Digitali-
sierung dafür sorgen, dass auch kleine-
re touristische Anbieter Zugang zu den
großen Buchungsplattformen bekom-
men. „Dafür müssen wir bei uns in Thü-
ringen Ordnung im Datendschungel
schaffen – also wegkommen von vielen
kleinen, unkoordinierten Einzelaktivitä-
ten hin zu einer gemeinsamen Con-
tentdatenbank, in der alle Inhalte nach
einer vorgegebenen Struktur erfasst
und vor allem miteinander verknüpft
sind“, so der Minister.

„Mit der Tourismusstrategie 2025
öffnen wir uns für eine neue Art der Er-
zählung, um noch besser die Alleinstel-
lungsmerkmale unseres Landes her-
auszustellen“, sagte Knut Korschew-
sky, tourismuspolitischer Sprecher der
Linksfraktion. Wartburg, Rennsteig,
Weimar und zunehmend auch Erfurt
„sind schon heute unsere nationalen
und internationalen Markenkerne, die
zugleich symbolisch für unsere un-
glaubliche Dichte an Kultur, Natur und
Geschichte in der Mitte Deutschlands
stehen. Es ist richtig, unser Marketing
von diesen anerkannten und bekann-
ten Orten her zu denken, um damit das
Gesamtpaket Thüringen in all seinen
Facetten interessant auszugestalten“.

Der Abgeordnete wies zugleich das
Gerücht zurück, dass angeblich nur
noch diese vier touristischen Orte ver-
marktet würden: „Nicht zuletzt mit un-
serer kürzlich vorgelegten Wanderwe-
gekonzeption und mit dem erfolgrei-
chen 117. Deutschen Wandertag in Ei-

Mit insgesamt 123 Schulen ver-
zeichnet die „Juniorwahl 2017“
parallel zur diesjährigen Bundes-
tagswahl in Thüringen eine Re-
kordbeteiligung. Seit der letzten
Wahl im Jahr 2013 hat sich die
Zahl der partizipierenden Schulen
im Freistaat mehr als verdoppelt
(53 Schulen im Jahr 2013). 

Bei dem Projekt machen
deutschlandweit aktuell insgesamt
3.348 Schulen mit. Entsprechend
des Länderschlüssels erhalten 84
weiterführende Thüringer Schulen
ab Klassenstufe 7 für die Durch-
führung des Projektes eine finan-
zielle Unterstützung durch den
Bund. Das Thüringer Bildungsmini-
sterium unterstützt die anderen
Schulen. Zur Durchführung der Ju-
niorwahl setzen sich die Schüler
zunächst intensiv mit dem parla-
mentarischen Wahlsystem und
dem demokratischen Grundver-
ständnis der Bundesrepublik
Deutschland auseinander. Nach
der Vorbereitung wird schließlich
in der Woche vor der Bundestags-
wahl am 24. September wirklich-
keitsgetreu nachempfunden, was
es bedeutet, gesellschaftliche Ver-
antwortung zu übernehmen und
wählen zu gehen. Dabei wird in je-
der teilnehmenden Klasse der
Gang an die Urne wie zur Bundes-
tagswahl geprobt. 

Seit 1999 wird das Projekt bun-
desweit zu allen Europa-, Bundes-
tags- und Landtagswahlen durch-
geführt. Seither haben sich mehr
als 1,8 Millionen Jugendliche betei-
ligt – damit zählt die Juniorwahl zu
den größten Schulprojekten in
Deutschland. 

Landtagssitzungen:
Die nächsten planmäßigen Ple-

narsitzungen nach der parlamenta-
rischen Sommerpause finden statt
in der Zeit vom 30. August bis 1.
September, vom 27. bis 29. Sep-
tember, vom 1. bis 3. November
und vom 12. bis 15. Dezember. 

Bereits am Donnerstag, den 17.
August, findet eine Landtagsson-
dersitzung auf Antrag der AfD-
Fraktion statt.

Bei Interesse an Teilnahme an ei-
ner der Sitzungen bitte rechtzeitig
in der Geschäftsstelle der Links-
fraktion melden (Tel. 0361
3772295).

Über die Aktivitäten der Links-
fraktion immer auf dem Laufenden
im Internet unter: 

www.die-linke-thl.de     

Am 27. Juli jährte sich die so ge-
nannte Fristenreglung zum 25. Mal.
„Wir fordern das Recht auf sexuelle
Selbstbestimmung und Selbstbe-
stimmung über den eigenen Körper
und sind für die ersatzlose Strei-
chung der Paragraphen 218 und 219
aus dem Strafgesetzbuch. Wir wollen
ein Recht auf sichere Schwanger-
schaftsabbrüche wohnortnah und
barrierefrei sowie eine dichte Bera-
tungsstellenlandschaft, damit Frauen
im Falle ungewollter Schwanger-
schaften professionelle Unterstüt-
zung erfahren“, so MdL Karola Stan-
ge. Da die Verhütung Teil der Selbst-
bestimmung ist, fordert DIE LINKE,
sämtliche Verhütungsmethoden in
den Leistungskatalog der Kranken-
kassen aufzunehmen. 
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VON A BIS Z:

WICHTIGE TERMINE

Fristenregelung Verbeamtung Sondersitzung

Juniorwahl 2017

senach bestätigt sich bereits die Rich-
tigkeit der neuen Strategie. Zehntau-
sende Wanderinnen und Wanderer ha-
ben ein gastfreundliches und vielseiti-
ges Wanderland Thüringen kennenge-
lernt und werden diese Erfahrung als
Botschafter weitertragen.“

Viele hätten angekündigt, Thüringen
auch in Zukunft wieder zu besuchen

die Notwendigkeit eines verstärkten
Miteinanders im Tourismus und die
Qualitätsentwicklung, wie sie auch
durch die Tourismusstrategie vorange-
bracht werden soll. „Wir sollten nun
ausgehend von unseren Stärken die
Herausforderungen gemeinsam ange-
hen statt wieder in das regionale Klein-
Klein zurückzufallen. Alle Tourismusre-

UNZ-15-2017

Zehntausende erlebten
vielseitiges Wanderland
Erfolgreicher 117. Deutscher Wandertag bestätigte bereits die neue Tourismusstrategie

und somit weitere Orte und Wander-
strecken zu erkunden. „Damit wird,
ausgehend von den Markenkernen, die
touristische Wertschöpfung in alle Re-
gionen getragen und die Gesamtent-
wicklung gestärkt. Ein Effekt, der so
ohne das erste Kennenlernen während
des Deutschen Wandertages wohl
kaum zu erwarten gewesen wäre.“ 

Der Tourismuspolitiker sieht zudem
auch die deutlichen Zuwächse im Thü-
ringen-Tourismus in diesem Frühjahr
als Indiz, dass Konzepte wie „Zukunft
Thüringer Wald“, die ebenfalls in diese
Richtung weisen, erste Wirkung entfal-
ten. Knut Korschewsky betonte  erneut

gionen haben tolle Aushängeschilder,
hervorragende Leitbetriebe und wir
müssen über die Grenzen der Touris-
musregionen hinausdenken. Nur wenn
wir gemeinsam an Fragen, wie Quali-
täts- und Serviceentwicklung, touristi-
sche Infrastruktur und Tourismusfinan-
zierung arbeiten, kann am Ende ein
Mehrwert für Touristen und Touristiker
überall im Freistaat stehen. Die neue
Tourismusstrategie kann hierzu ein
wichtiger Wegweiser sein.“ 

„Tourismusstrategie Thüringen 2025“
im Netz unter: http://apps.thuerin-
gen.de/de/publikationen/pic/pub-
download1720.pdf



Damit Rechtsklarheit 
hergestellt wird 

KURZ UND PRÄGNANT
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Ganz praktisch wichtig sei auch die
Entscheidung des EuGH , in der der Ge-
richtshof die subjektiven Rechte Asyl-
suchender bekräftigt, dass nämlich
der Mitgliedsstaat des ersten Asylan-
trages (wie zum Beispiel die Bundesre-
publik) automatisch zuständig wird,
wenn die 3-Monatsfrist abgelaufen ist.

Und hier sei sehr wichtig, so die LIN-
KE Flüchtlingspolitikerin weiter, dass
diese Frist dann beginnt, wenn das
Bundesamt für Migration und Flüchtlin-
ge (BAMF) schriftlich über das erste
Asylgesuch informiert wird, zum Bei-
spiel durch Übersendung, Fax, E-Mail
der so genannten BüMA (Bescheini-
gung über die Meldung als Asylsuchen-
der). „Ganz deutlich: Entscheidend ist
nicht der Zeitpunkt der formellen Asyl-
antragstellung, wie seitens des BAMF
und der Bundesregierung bislang argu-
mentiert wurde“, betonte Sabine Ber-
niger. 

Das könne auch in den Thüringer
Landkreisen und kreisfreien Städten
möglicherweise für Betroffene relevant
sein, die 2015/2016 angekommen
sind und vom erstem Asylgesuch oder
der Bescheinigung über die Meldung
als Asylsuchender bis zur formellen
Asylantragstellung lange Wartezeiten
hinter sich haben und jetzt noch in ein
anderes EU-Land überstellt werden
sollen. Die Abgeordnete wünscht sich
vom zuständigen Ministerium ein „er-
messensleitendes Rundschreiben an
die Ausländerbehörden, damit für die-
se, natürlich aber auch für eventuell
betroffene Asylsuchende, diesbezüg-
lich Rechtsklarheit hergestellt wird“.

Archivfoto/Fraktion

Rennsteigshuttle:
Vertrag abgestimmt

tionalen Schutz begehrender Dritt-
staatsangehöriger die Überstellung für
sie mit der tatsächlichen Gefahr ver-
bunden ist, eine unmenschliche oder
erniedrigende Behandlung zu erlei-
den“, so der EuGH.

„Umso deutlicher müssen die ge-
planten Verschärfungen der Dublin-
Verordnung (künftig sollen zum Bei-
spiel die Selbsteintrittsklausel und die
Zuständigkeitsregelung nach Fristab-
lauf wegfallen) abgelehnt und deren für
betroffene Geflüchtete existentiellen
Auswirkungen verhindert werden“,
sagte Sabine Berninger.

Das Thüringer Ministerium für
Infrastruktur und Landwirtschaft
(TMIL) wird ab Dezember 2017 die
Züge für die Rennsteigbahn bei der
Süd-Thüringen-Bahn (STB) bestel-
len. Der Infrastrukturbetreiber
Rennsteigbahn GmbH beginnt
noch in diesem Jahr damit, die
Strecke Ilmenau-Rennsteig zu sa-
nieren. „Mit der Entscheidung, die
Strecke Ilmenau-Rennsteig weiter
zu bestellen und zu sanieren, be-
kennt sich das Land zu dieser vor
allem für den Tourismus wichtigen
Verbindung und hofft dabei auf Im-
pulse für die gesamte Region“,
sagte der Staatssekretär des Thü-
ringer Verkehrsministeriums, Dr.
Klaus Sühl (LINKE). Der erforderli-
che Verkehrsvertrag wird derzeit
abgestimmt. Der Vertrag zwischen
dem TMIL und der STB wird für elf
Jahre geschlossen. Die Kosten für
die Instandsetzung der Strecke be-
tragen 2,5 Millionen Euro und wer-
den mit 75 Prozent vom Land ge-
fördert.                                         

Keine Überwachung
mittels Keylogger

Menschenwürde zu achten, ist auch Verpflichtung eines Landrates

UNZ-15-2017

Der Europäische Gerichtshof
(EuGH) hatte am 26. Juli zwei Urtei-
le zum Dublin-Verfahren verkündet.
„Es lohnt sich, diese Urteile genau
zu lesen“, so die flüchtlingspoliti-
sche Sprecherin der Fraktion DIE
LINKE im Thüringer Landtag, Sabine
Berninger.

Mit dem ersten Urteil, hier geht es
um die Zuständigkeit Kroatiens für in
Slowenien und Österreich gestellte
Asylanträge, widerlegt der Gerichtshof
all jene, die der Bundesregierung
2015/2016 Rechtswidrigkeit für die

Das Bundesarbeitsgericht in Er-
furt hat am 27. Juli in einem Grund-
satzurteil entschieden, dass der
Einsatz von Spähsoftware durch
Arbeitgeber unzulässig ist, wenn
nicht ein konkreter Verdacht einer
schwerwiegenden Straftat oder ei-
ner schwerwiegenden Pflichtver-
letzung des Arbeitnehmers be-
steht. Dazu Rainer Kräuter, ge-
werkschaftspolitischer Sprecher
der Linksfraktion: „Mit dieser Ent-
scheidung stärkt das Bundesar-
beitsgericht die Arbeitnehmer-
rechte, insbesondere den Schutz
der Daten von Beschäftigten. Es
setzt dem Kontrollwahn enge
Grenzen. Gerade die pauschale
Überwachung zu Leistungs-, Ver-
haltens- und Bewegungskontrollen
muss nun in allen Betrieben und
Einrichtungen ein Ende haben.“

Im verhandelten Fall wurden auf
dem PC eines Beschäftigten der
gesamte Internetverkehr gespei-
chert, Tastureingaben durch Key-
logger aufgezeichnet, Bildschirm-
fotos erstellt, kurz darauf erhielt
der Angestellte die Kündigung.

„Das Recht auf informationelle
Selbstbestimmung muss in allen
gesellschaftlichen Bereichen – ge-
rade auch in der Arbeitswelt – ver-
wirklicht werden und darf nicht
wegen kommerzieller und anderer
Interessen hintenanstehen. Auch
bei Verdachtsfällen müssen die
Persönlichkeitsrechte gewahrt
werden.“ Der Abgeordnete emp-
fiehlt Arbeitnehmern, die sich
überwacht fühlen, sich an den Be-
triebsrat und den Landesdaten-
schutzbeauftragten zu wenden.   

Am 13. April hatte der Landrat des
Landkreises Schmalkalden-Meiningen,
Peter Heimrich, während der Präsenta-
tion der in Teilen umgebauten RAW-
Halle einen Flüchtling bloßgestellt.
Nach einem Bericht der Zeitung „Frei-
es Wort“ (19.4.2017) sprach den Land-
rat während des Termins ein Bewohner
der Unterkunft an. Im Zeitungsbericht
heißt es: „Peter Heimrich zögert nicht
lange, fragt den Afghanen nach seinem
Namen und tippt diesen in seinen Ta-
blet-Computer ein. Sekunden später
zeigt er dem Mann die lange Liste der
Anzeigen, die gegen ihn bei der Polizei
vorliegen. ‚Soll ich die wirklich hier vor-
lesen?‘“

Den Zeitungsbericht nahm die
flüchtlingspolitische Sprecherin der
Fraktion DIE LINKE im Thüringer Land-
tag, Sabine Berninger, zum Anlass,
beim Thüringer Landesbeauftragten
für den Datenschutz und die Informati-
onsfreiheit nach der Zulässigkeit die-
ses Verhaltens zu fragen. Der Landes-
datenschutzbeauftragte prüfte darauf-
hin, „ob eine unbefugte Übermittlung
personenbezogener Daten an Dritte,

hier konkret die Presse, vorgelegen
hat“.

Er kam zu dem Ergebnis, dass zur
Übermittlung der Daten (dass es über
den betroffenen strafrechtliche Einträ-
ge gibt) an die Presse keine Rechts-
grundlage bestand, „womit die Über-
mittlung datenschutzrechtlich unzuläs-
sig war.“

Sabine Berninger: „Ich kann
Herrn Heimrich nur
immer wieder auffordern, 
alle Menschen mit Respekt 
zu behandeln“

Dr. Hasse führte dazu aus, dass es
kein Erfordernis für diese Information
an die Presse gab, in jedem Fall aber
der Betroffene ein schutzwürdiges In-
teresse habe, nämlich das des Schut-
zes des Persönlichkeitsrechtes auf in-
formationelle Selbstbestimmung. Die
Informationen über vorliegende Anzei-
gen „haben diskriminierende Wirkung
und sind geeignet, die Person im Anse-
hen herabzuwürdigen“, so Dr. Hasse in
seinem Antwortschreiben an die Abge-

Entscheidungen des Europäischen Gerichtshofs auch für Thüringen bedeutsam

ordnete. Gegenüber dem Landrat des
Landkreises Schmalkalden-Meiningen
wurde eine Beanstandung nach § 39
Abs. 1 des Thüringer Datenschutzge-
setzes ausgesprochen, verbunden mit
der Aufforderung, künftig datenschutz-
rechtliche Vorschriften zu beachten.

Sabine Berninger dankte dem Daten-
schutzbeauftragten für diese deutliche
Intervention und hofft, dass Landrat
Heimrich sich an die Aufforderung hält.
„Ich kann Herrn Heimrich nur immer
wieder auffordern, alle Menschen mit
Respekt, und auch ihm nicht genehme
geflüchtete Menschen nicht länger wie
Menschen zweiter Klasse, sondern
menschenwürdig zu behandeln.“

Das Grundrecht auf informationelle
Selbstbestimmung wird aus Artikel 1
Abs. 1 („Die Würde des Menschen ist
unantastbar. Sie zu achten und zu
schützen ist Verpflichtung aller staatli-
chen Gewalt.“) und Artikel 2 Abs. 1 (Je-
der hat das Recht auf die freie Entfal-
tung seiner Persönlichkeit …“) des
Grundgesetzes hergeleitet. 

Asylanträge vorge-
worfen hatten, bei
denen die Bundesre-
publik von ihrem
Selbsteintrittsrecht
Gebrauch gemacht
und die Verfahren
durchgeführt hat,
anstatt die Geflüch-
teten in die „zustän-
digen“ Erstankunfts-
länder zurückzu-
schicken. Überstel-
lungen in formell zu-
ständige, aber über-
forderte Mitglieds-
staaten (wie zum
Beispiel Kroatien,
Italien oder – aus an-
deren Gründen - Un-
garn) seien unzuläs-
sig, „wenn infolge
der Ankunft einer
außergewöhnl ich
hohen Zahl interna-



„Dafür werben wir, 
dafür stehen wir“
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DAS THEMA

Einen Antrag der Koalitionsfrak-
tionen zur „Beendigung des Koope-
rationsverbots im Bildungsbereich“
hat der Thüringer Landtag in seiner
Sitzung am 22. Juni debattiert. Für
die Linksfraktion ergriff deren Bil-
dungspolitiker Torsten Wolf das
Wort. Folgend Auszüge aus seiner
Rede (Plenarprotokoll):

Bereits 2006 in der Diskussion im
Bundestag führte der damalige Abge-
ordnete Bodo Ramelow zu diesem Vor-
schlag zur Föderalismusreform aus:
„Wir bekommen keine Bildungsoffensi-
ve mehr hin, wir können keine nationa-
le Diskussion über Bildungsstandards
führen […]. Statt Möglichkeiten offen
zu halten, in die Zukunft unserer Kin-
der zu investieren, in das einzige Ver-
mögen unserer Gesellschaft, nämlich
in die Bildung und damit in die Köpfe
unserer Menschen, geben Sie diese
Kompetenzen für ein Linsengericht […]
ab. Sie werden Ihrer Verantwortung
angesichts der historischen Dimension
dieser Reform nicht gerecht.“ 

Bildungspolitik – das sieht man
schon an den innerstaatlichen Wande-
rungsbewegungen – ist eben keine Po-
litik, die sich an den Grenzen einzelner
Bundesländer festmacht. Wir wissen,
dass wir im Wissensföderalismus, im
Bildungsföderalismus natürlich auch
immer konkurrieren. Das hat etwas mit
der Frage zu tun: Kann eine Familie mit
Kindern in der entsprechenden Schul-
stufe denn überhaupt innerhalb
Deutschlands umziehen, wenn die ei-
gene Firma sagt: Du musst heute von
Berlin nach Thüringen ziehen. Wie ist
das dann mit dem Übergang von der
Grundschule ans Gymnasium, wie ist
das mit der zweiten Fremdsprache? Da
sind noch viele Aufgaben zu lösen.

„Geld in Kampfflieger, 
aber nicht in Überflieger“

Dass der 2006er-Beschluss zum Ko-
operationsverbot im Grundgesetz wohl
offensichtlich nicht besonders weit-
blickend war, zeigt, dass die Bundesre-
gierung schon 2008 auf der Dresdner
Konferenz intensiv mit den Bundeslän-
dern darüber beraten hat, welche qua-
litativen Maßnahmen denn nun ergrif-
fen werden müssen, damit das Koope-
rationsverbot eben nicht zu einer
Schieflage führt, dass die Herkunft der
Kinder – je nach Bundesland – auch ih-
re Zukunft bestimmt. 2008 wurde fest-
gelegt, dass bis 2015 der Anteil für Bil-
dung, Forschung und Entwicklung am
Bruttoinlandsprodukt von 8,9 Prozent
auf 10 Prozent aufwachsen soll. Die
Einsparungen der sinkenden Schüler-
zahlen sollten in die sogenannte demo-
grafische Reserve fließen, insbesonde-
re zur Verbesserung der Bildung ver-
wandt werden.

Wo stehen wir heute bzw. wo stan-
den wir im Jahr 2015? Statt 10 Prozent
haben wir 9,1 Prozent für Ausgaben für
Bildung, Forschung und Entwicklung zu
verzeichnen. Wenn man sich das Bild
mal ansieht, dann stellt man fest, dass
da 28 Milliarden Euro fehlen. 28 Milli-
arden Euro. Nun haben wir nach der

Torsten Wolf in der Debatte zur Beendigung des Kooperationsverbots im Bildungsbereich

Wahl in Amerika eine andere Diskussi-
on. Wir sprechen mittlerweile darüber,
dass in Deutschland in etwa in diesem
Umfang Geld in Panzer, in Kampfflieger
investiert werden soll, also in Rüstung
und nicht in Bildung, Forschung und
Entwicklung, also in Zukunftsaufga-
ben. Nun könnte natürlich die CDU ge-
neigt sein, in den nächsten Wochen auf
ihre Wahlplakate zu schreiben – denn
das ist ja offensichtlich Politik, das
wird ja seitens der Bundesregierung so

gewollt -, Geld für Kampfflieger, aber
nicht für Überflieger. Das wäre doch
mal ein Vorschlag. Oder setzen Sie
sich, sehr geehrte Frau Tasch, sehr ge-
ehrter Kollege Mohring, bei Ihrer Kanz-
lerin dafür ein, dass das 2008er Ziel
auch tatsächlich jetzt endlich umge-
setzt wird, dass die Gelder seitens des
Bundes zielgenau auch dahin kommen,
wohin sie gehören, nämlich in Bildung,
Forschung und Entwicklung.

Wir als Thüringer Landesregierung
und als die sie tragende Regierungs-
fraktionen tragen unseren Anteil. Wir
haben – anders als immer wieder be-
hauptet wird – den Personalabbau im
Lehrerbereich, im Bereich der Inneren
Sicherheit ausgesetzt. Wir haben mehr
Lehrerinnen und Lehrer eingestellt, als
aus dem Dienst gegangen sind. Das
war ein großer Kraftakt. Wir haben 150
DaZ-Lehrer eingestellt, die jetzt auch
entfristet werden. Das war ein großer
Kraftakt. Wir werden jetzt noch mal
250 Erzieherinnen mehr einstellen.
Das ist ein großer Kraftakt. Das alles
von einem Land, das eine eigene Steu-
erbasis von etwa 70 Prozent hat. An-
sonsten sind wir auf die Zuweisung an-
gewiesen. Können wir uns – so stellt
sich ja die Frage – die hohe Qualität im
Thüringer Bildungssystem noch lei-
sten? Können wir es uns noch leisten,
über 120 Millionen Euro für Ganztags-
schulen auszugeben als einziges Bun-
desland dort im Landesdienst? Können
wir uns das deutschlandweit beste
Lehrer-Schüler-Verhältnis zukünftig
noch leisten? Können wir es uns noch
leisten, dann in Schulbauinvest und
Schulbausanierung zu investieren? Ich

sage, das wird immer schwieriger. 
Die Vorschläge aus der Reformkom-

mission liegen vor. Ich war sehr dank-
bar zu hören, dass seitens der Verbän-
de deutlich differenzierter und seitens
der Gewerkschaften wahrnehmbar ge-
sagt wurde, diese Landesregierung
stellt sich engagiert den Problemen,
unterbreitet Lösungsvorschläge und
will mit uns zusammen diese auch in
konkrete Politik umsetzen. Wenn man
natürlich in der Dagegen-Fraktion stek-

ken bleibt, schon die Einladung zur
Kommission nicht annimmt und dann
die Ergebnisse negiert, dann kommt
man natürlich bei der Lösung der Pro-
bleme auch nicht weiter.

Kollege Mohring hat gestern ausge-
führt, wie er die Halbzeitbilanz dieser
Landesregierung einschätzt. Das ist
sein gutes Recht.

(Zwischenruf Mike Mohring, CDU:
Genau! Sehr gut!)

Aber, sehr geehrter Kollege Mohring,
wer sich hier hinstellt und kritisiert,
dass diese Landesregierung den Per-
sonalabbau ausgesetzt hat, und gleich-
zeitig aber fordert …

(Mike Mohring, CDU: Die Personal-
entwicklung habt Ihr ausgesetzt!)

Die Entwicklung treiben wir weiter
fort, Sie sollten vielleicht mal die Kon-
zepte der Landesregierung lesen.

(Mike Mohring, CDU: Das habe ich!)

Das haben Sie offensichtlich nicht.
Oder Sie haben es sich falsch vortra-
gen lassen. Sie haben kritisiert, dass
diese Landesregierung den Personal-
abbau erst mal geschoben hat, weil sie
die Aufgaben erst mal in den Mittel-
punkt stellt und die Personalentwick-
lung nehmen wir weiter vor.

Aber gleichzeitig haben Sie gefor-
dert, wo wir überall nachziehen müss-
ten, was uns alles für Personal fehlt.
Sie wollen natürlich jede kleinste
Schule erhalten, lieber Kollege Moh-

ring. Und da werden Sie wieder daste-
hen mit Ihren breiten Transparenten –
und das ist Ihr gutes Recht. Aber Sie
werden nicht einmal – genauso wenig
wie zur Gebietsreform –, einen Lö-
sungsvorschlag unterbreiten. Sie sind
nur noch die Dagegen- und die Mecke-
rerpartei und das werden Ihnen die
Wählerinnen und Wähler auch nicht
durchgehen lassen.

(Abg. Tasch und Abg. Mohring, CDU:
Das werden wir ja sehen!)

Das zeigen auch Ihre Umfragewerte
im Vergleich zum Ministerpräsidenten
Bodo Ramelow. Sie sind nicht die Alter-
native für Thüringen

(Mike Mohring, CDU: Doch!)

und Sie werden es auch nicht mehr
werden, Kollege Mohring.

Es war die Linke, die bereits 2014,
kurz nach Antritt der jetzigen Bundes-
regierung, mit einem Antrag im Bun-
destag das Thema „Aufhebung des Ko-
operationsverbots“ auf die Tagesord-
nung setzte und damit die Bundesre-
gierung zu einer Debatte zwang. Dabei
stellte sich heraus, dass vor allem in
der SPD die Zahl der Befürworter einer
strikten Trennung von Bund und Län-
dern in der Bildungsverantwortung
überschaubar geworden ist. Die dar-
aufhin ausgehandelte Einigung inner-
halb der Koalition führte Anfang 2015
zu einer begrenzten Novellierung und
setzte mit Zustimmung der Länder
erstmals eine Lockerung des Koopera-
tionsverbots um, wenn auch nur, aber
hier eben im Speziellen, für den Hoch-
schulbereich. 

Wenn wir darum ringen, bessere Be-
zahlung bei Lehrkräften im Besol-
dungsgesetz auch sicherzustellen,
wohl wissend, was das für ein Kraftakt
ist, was uns dort die CDU hinterlassen
hat, aber wenn wir trotz alledem wis-
sen, wenn wir da noch so viel reinge-
ben, zum Beispiel jetzt 20 Millionen für
die Regelschullehrer, die in der Diskus-
sion sind, kommen wir noch nicht mal
ansatzweise an die besten Bundeslän-
der ran, weil die sich – und das ist eben
legales Doping – ganz andere Bedin-
gungen leisten können. Wenn es dann
darum geht, ob der Physik/Mathe-Leh-
rer im Sek-I-Bereich in Baden-Würt-
temberg seinen Dienst anfängt, wo er
nach drei, vier Jahren schon in der A 14
ist, oder bei uns anfängt, dann können
wir als Thüringen mit sehr guten Schu-
len punkten, mit guten Konzepten, mit
einer guten Lehrerausbildung, aber mit
Geld können wir es nicht. Um hier eini-
germaßen Gleichheit herzustellen, lie-
ber Kollege Mohring, ist es notwendig,
dass wir als Bundesländer auch ge-
meinsam im Bundesrat die Initiative
zur völligen Abschaffung des Koopera-
tionsverbots im Grundgesetz starten.
Dafür werben wir, dafür stehen wir.    



In diesem Jahr 2017 ist das hun-
dertjährige Jubiläum der Oktoberre-
volution. Dies ist Grund genug in
Weimar, kulturpolitisch während
des Kunstfestes aktiv zu werden,
aber auch für den Verein Museion
e.V., welcher sich das Ziel gesetzt
hat, mit seinen Initiativen die kultu-
rellen Verbindungen mit dem Aus-
land zu erweitern und inhaltlich
auszubauen.
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Der CDU-Abgeordnete Mario
Voigt, stellvertretender Landesvor-
sitzender seiner Partei, hat mal
wieder auf den Putz gehauen. „Bei
der Frauenförderung versagt Rot-
Rot-Grün. Den vollmundigen Sprü-
chen folgen keine Taten. Und das
im Osten, wo wir eine hohe Be-
schäftigung von Männern und
Frauen haben“, tat er in der Thürin-
ger Allgemeinen (v. 26.7.) kund.
Und: Die Zahlen legten nahe, „dass
wahrscheinlich linke, männliche
Genossen vor weiblichen Fachkräf-
ten den Vorzug erhalten haben“, so
Voigt. Dass sein Total-Veriss auf ei-
ner „stichprobenartigen Befra-
gung“ lediglich beim Thüringer Fi-
nanz- und beim Innenministerium
basierte, ist das eine. Jedenfalls
kündigte er an, sich jetzt auch an-
dere Ministerien anzuschauen zu
wollen, „um herauszufinden, was in
zwei Jahren Rot Rot-Grün einge-
stellt wurde“.  

Famos, kann man da nur sagen,
die Anmaßung kennt keine Gren-
zen. Aber meint er wirklich, wir lei-
den an kollektiver Amnesie? Oder
gibt es jemanden, der meint, dass
sich die Thüringer CDU in ihrer
24jährigen politisches Verantwor-
tung als Vorkämpferin für mehr
Frauen in Führungspositionen her-
vorgetan hätte?  

Wäre auch schön gewesen, der
Herr Voigt hätte sich den von der
Bundesregierung herausgegebe-
nen „3. Atlas zur Gleichstellung
von Frauen und Männern in
Deutschland“ angesehen, sagte
die Gleichstellungsbeauftragte  Ka-
trin Christ-Eisenwinder. Aus dem
Ländervergleich gehe hervor, dass
sich im Verhältnis des Jahres 2008,
also einem Jahr unter CDU-Allein-
regierung in Thüringen,  zum Jahr
2015, also unter Rot-Rot-Grün, die
Zahl der Frauen in Führungsposi-
tionen in obersten Thüringer Lan-
desbehörden versechsfacht hat.

Frau Christ-Eisenwinder sprach
daher nur knapp von einem „klassi-
schen Eigentor des Fußballfans
Mario Voigt“.                                 
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Datenaustausch grundrechtskonform

von Terrorismus nicht notwendig und
könnten höchstens im Rahmen von
menschenrechtswidrigen Rasterfahn-
dungen verwendet werden“, erläuterte
die Abgeordnete.

Die vorgesehene Speicherung über
fünf Jahre bedeute außerdem „ein sehr
hohes Sicherheitsrisiko. Nicht nur las-
sen sich so auch langfristige Bewe-
gungsprofile anlegen, sondern die über
Jahre angehäuften Datenmengen stel-
len auch lukrative Ziele für kriminelle
Datensammler dar. Und da bis zu 60
Einzeldaten pro Person und Flug er-
fasst werden sollten, ergeben sich viel-
fältige Möglichkeiten zum Miss-
brauch.“

„Mit der Entscheidung des EuGHs
zum Datenaustausch mit Kanada muss
nicht allein dieses Programm nun
nachgebessert werden, sondern eben-
so sind ähnliche - etwa mit den USA
und Australien - dringend auf den Prüf-
stand zu stellen. Aber auch die Praxis
innerhalb der EU sollte noch einmal
überprüft werden. Erhebung und Aus-
tausch von Daten müssen wieder auf
das Notwendige begrenzt werden“, so
Katharina König-Preuss. 

Die Entscheidung des Europäi-
schen Gerichtshofes (EuGH), das
Abkommen über den Austausch von
Flugpassagierdaten zwischen der
EU und Kanada zu stoppen, kom-
mentierte die datenschutzpoliti-
sche Sprecherin der Fraktion DIE
LINKE im Thüringer Landtag, Katha-
rina König-Preuss: 

„Wieder einmal weist das Gericht die
EU in die Schranken und den fahrlässi-
gen Umgang mit Daten zurück. Es ist
sehr zu begrüßen, dass das Gericht die
Auffassung der LINKEN teilt und ent-
schieden hat, dass diese Form der Da-
tenweitergabe zu tief in die Grundrech-
te der Reisenden eingreift.“

„Die Entscheidung des Gerichts war
absehbar, da Experten immer wieder
auf die tiefen Grundrechtseingriffe hin-
gewiesen haben. Sie sind mit denen
der ebenfalls als illegal angesehenen
Vorratsdatenspeicherung vergleichbar.
Zu Recht kritisiert das Gericht, dass
durch die Datensammlung tiefe Ein-
blicke in die Privatsphäre von Men-
schen gegeben wären. Ein Großteil der
erhobenen Daten, etwa zu Ernährungs-
gewohnheiten, finanzieller Situation
und so weiter, sind für die Bekämpfung

Kunstgenuss mit 
russischen Künstlern
Der Weimarer Verein Museion rückt Teil des europäischen Kulturerbes ins Bewusstsein

besichtigen. Dem Schaffen des Malers
sind die Neuerung und das Experiment
eigen. Die Kombination verschiedener
Materialien, wie Glas, Holz, Emaille,
Stein, Stricke usw., macht seine Werke
besonders ausdrucksvoll. „Cirylligue“,
russische geistliche Musik des 19. und

ten des Staatlichen Konservatoriums
Sankt Petersburg, zusammensetzt. Sie
präsentierten die besten Werke der
russischen geistlichen Musik, Roman-
zen und Volkslieder in Russisch. Die
lauschenden Gäste, welche zum gro-
ßen Teil selbst ihr ganzes Leben in den

Hauptanliegen des Vereins ist es, die
vielfältigen Formen ausländischer
Kunst als Teil des europäischen Kultur-
erbes noch stärker ins Bewusstsein
der hiesigen Öffentlichkeit zu rücken
und insgesamt den kulturellen Aus-
tausch zu verstärken. 

Im Jubiläumsjahr präsentiert Musei-
on e.V. Kunstgenuss mit russischen
Künstlern. „Bewegung der Elemente“
ist das Thema einer Ausstellung mit
Emaille-Bildern von Michail Selischev,
Moskau-Rostow Welikij. Sie ist bis 31.
August im Bienenmuseum Weimar zu

20. Jahrhunderts, erklang im schönen
Saal des Forums Seebach-Stift Weimar
am 31. Juli. Die Solistengruppe Cyrilli-
que wurde 2004 von Alexander Mint-
schenko gegründet. Es ist ein Sextett,
das sich aus Opernsängern, Absolven-

Dienst von Kunst und Kultur gestellt
haben, waren begeistert und forderten
Zugaben. Eine Seniorin dankte den
Künstlern mit bewegenden Worten für
dieses hervorragende Konzert und
sagte: „Das Konzert der russischen
Künstler zeigt, wir Menschen wollen in
Frieden leben. Die Menschheit muss
dem Krieg ein Ende setzen, oder der
Krieg setzt der Menschheit ein Ende.“

Die Alternative 54 e.V. der Landtags-
abgeordneten der Linksfraktion fand
dieses Projekt unterstützungswürdig
und somit konnte ich als ehemalige Ab-
geordnete und Mitglied des Vereins die
3241. Zuwendung an Tamara Jeliasko-
va vom Museion e.V. übergeben.

Heidrun Sedlacik, Weimar  


